
837 derBeilagenzudenstenographischenProtokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Umweltschutz 

über die Regier~ngsvorlage (770 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Tuber­
kulosegesetz geändert wird (Tuberkulose-

gesetznovelle ) 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht im we­
sentlichen die Beseitigung der Einkommens­
grenze für die übernahme der Behandlungs­
kosten durch den Bund sowie eine Neuregelung 
der Berechnung des ·für das Ausmaß der Wirt­
schaftshilfe maßgebenden Einkommens in einer 
dem Zweck dieser Leistung entsprechenden Weise 
vor. Darüber hinaus sollen das Verfahren ver­
einfacht, die Bestimmungen über die Anhaltung 
uneinsichtiger Tuberkulosekranker wirksamer 
gestaltet und 'der Umfang der Reisekostenver­
gütung für die vorgeschriebenen Untersuchun­
gen eindeutig umschrieben werden. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz hat die gegenständliche Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 27. Juni 1973 in Verhand­
lung genommen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Herta W i n k­
ler, Dr. Marga Hubinek, Vetter, 
Dr. Frauseher, Pansi, Dr. Halder, 
Hans M a y r, Dr. K e r s t n i g und 0 f e n­
böe k sowie der· Ausschußobmann Abgeord~ 
neter Dr. Sc r i n z i und Bundesminister für 
Gesun'dheit und Umweltschutz Dr. Ingrid 
L e 0 d 0 I t e r. 

Von der Abgeordneten Herta W i n k 1 e r 
sowie vom Abgeordneten V e t t e r wurde je 
ein Abänderungsantrag eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung der erwähnten 
Abänderungsanträge teils mit Stimmeneinhellig­
keit, teils mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Gesetzestext ist in der vom Ausschuß 
beschlossenen Fassung dem Bericht beigedruckt. 

Zu den vom Ausschuß vorgenommenen Ab­
änderungen bzw. Ergänzungen, die sich auf den 
Art. I beschränken, wird folgendes bemerkt: 

Zu Z. 2 b § 21 Abs. 1: 

Durch die Anfügung des nunmehrigen letzten 
Satzes des § 21 Abs. 1 soll die Einweisung nicht 
nur in eine allgemeine Krankenanstalt, sondern 
auch in eine Lungenabteilung in einem psychia­
trischen Krankenhaus ermöglicht werden. 

Zu Z. 5 § 41: 

In Z. 5 § 41 der Regierungsvorlage war ein 
Abs. 9 enthalten, der eine Einschränkung des 
Personenkreises der Ausländer und Staatenlosen, 
denen AnspruCh auf Wirtschaftshilfe zu gewäh­
ren ist, vorsah. Durch die Streichung dieses Ab­
satzes soll nunmehr der Anspruch auf Wirt­
schaftshilfe auf alle Personen, die sich im Bun­
desgebiet aufhalten, ohne Einschränkung ausge­
dehnt werden. 

Zu Z. 5 § 42 Abs. 2: 

Die Einfügung der Worte "zur Gänze" im 
ersten Halbsatz wurde zur Klarstellung vorge­
nommen. 

Zu Z. 5 § 44 Abs. 1: 

Durch die Einfügung der Worte "an die An­
gehörigen (Abs. 2)" nach den Worten "durch 
drei Monate" soll. eindeutig festgelegt werden, 
an wen die Wirtschaftshilfe nach dem Tod des 
Erkrankten weiterzuleisten ist. 
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2 837 der Beilagen 

ZuZ.6: 

Durch die Einfügung einer neuen Z. 6 in 
den Text der Regierungsvorlage soll der For­
derung 'der politischen Landesfinanzreferenten 
auf übernahme der Reisekosten für die im Ge­
setz vorgesehenen Pflichtuntersuchungen durch 
den Bund entsprochen werden. 

Hanna Hager 
Berichterstatter 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz stellt somit den An t rag, der National­
rat wolle dem a n g e s chI 0 s sen enG e­
set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 27. Juni 1973 

Dr. Scrinzi 
Obmann 

.;. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Tuberkulosegesetz geändert 

wird (Tuberkulosegesetznovelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Tuberkulosegesetz, BGBl. Nr. 127/1968, 
wird wie folgt geändert: 

1. In den §§ 13 Abs. 1, 14 Abs. 1, 15 Abs. 1, 
16 Abs. 1 und 2 sowie 19 Abs. 1 ist der Aus­
druck "Sonderheilanstalt (§ 21)" jeweils durch 
das Wort "Krankenanstalt" zu ersetzen. 

2. a) Die überschrift zu § 21 hat" zu lauten: 

"S 0 f 0 r t ein w eis u n g" 

b) § 21 hat zu lauten: 

,,§ 21. (1) Entsteht durch Verstöße eines an 
ansteckender Tuberkulose Erkrankten gegen die 
Anordnungen nach § 7 Abs. 3 oder gegen die Be­
lehrung nach § 13 Abs. 1 eine unmittelbare Ge­
fahr, daß er andere ansteckt, und kann diese 
Gefahr durch keine andere Maßnahme beseitigt 
werden, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde 
den Erkrankten sofort in eine Krankenanstalt 
zum Zweck der Anhaltung einzuweisen. Dies 
kann auch eine Lungenabteilung an einem 
psychiatrischen Krankenhaus sein. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat unv~r­
züglich, längstens binnen drei Tagen nach Voll­
zug der Einweisung (Abs. 1) die Feststellung der 
Zulässigkeit der Anhaltung beim Gericht zu be­
antragen (§ 14). 

(3) Stellt die Bezirksverwaltungsbehörde den 
Antrag nicht fristgerecht oder erklärt das Gericht 
die Anhaltung nicht innerhalb von drei Wochen 
für zulässig, so ist der Angehaltene sofort zu 
entlassen. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 15 bis 20 sind 
sinngemäß anzuwenden." 

3. § 25 hat zu lauten: 

,,§ 25. Die Verpflichtung, sich einer nach § 23 
angeordneten Untersuchung zu unterziehen, ent­
fällt, wenn der zu dem allgemeinen Termin Vor­
geladene entweder 

a) eineI\ Röntgenbefund der Lunge auf Grund 
von Filmaufnahmen, der nicht älter als 
zwei Monate ist, oder 

b) bei Kindern bis zu 14 Jahren 
1. das negative Ergebnis einer für die Al­

tersstufe brauchbaren Tuberkulinprobe, 
die nicht länger als zwei Monate zurück­
liegen darf, oder 

2. ein ärztliches Zeugnis über eine mit Er­
folg durchgeführte Tuberkuloseschutz­
impfung, die nicht länger als fünf Jahre 
zurückliegen darf, 

vorweist. " 

4. Dem § 35 sind nachstehende Sätze anzufü­
gen: 

"Hiebei sind die Bestimmungen des Gebühren­
anspruchsgesetzes über die Reisekosten der 
Zeugen sinngemäß anzuwenden. Der Vergütungs­
anspruch ist bei sonstigem Ausschluß binnen zwei 
Wochen nach Abschluß der Untersuchung bei der 
Bezirksverwaltungsbehörde geltend zu machen." 

5. Das UI. Hauptstück hat zu lauten: 

"III. HAUPTSTüCK " 

Tuberkulosehilfe 

§ 37. (1) Die Tuberkulosehilfe um faßt 
a) die übernahme der Kosten für die Behand­

lung, sofern hiefür nicht ein Träger der 
Sozialversicherung oder eine Krankenfür-

.;. 
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sorgeanstalt oder der Bund aus dem Titel 
der Kriegsopferversorgung, Heeresversor­
gung oder Opferfürsorge oder eine private 
Krankenversicherung aufzukommen hat; 

b) Wirtschaftshilfe zur Sicherstellung der Le­
benshaltung für den Erkrankten und seine 
Familie. \ 

(2) Tuberkulosehilfe ist so lange zu gewähren, 
als bei dem Erkrankten zumindest ein sicheres 
Aktivitätszeichen der Tuberkulose vorliegt. 

(3) Behandlungskosten sind über den im Abs. 2 
genannten Zeitpunkt hinaus nach Maßgabe der 
in der Anlage vorgesehenen Fristen zu überneh­
men, wenn dies zur Vermeidung von Rückfällen 
oder zur Durchführung von Rehabilitationsmaß­
nahmen erforderlich ist. Die Kosten der Behand­
lung anderer Erkrankungen als der tuberkulösen 
Erkrankung sind jedoch nur soweit zu überneh­
men, als eine solche Behandlung zur Besserung 
oder Heilung oder zur Vermeidung einer Reakti­
vierung der Tuberkulosekrankheit notwendig ist. 

§ 38. (1) Die Leistungen der Tuberkulosehilfe 
unterliegen nicht der Pfändung. Dies gilt nicht 
für Forderungen, zu deren Begleichung die Lei­
stung der Tuberkulosehilfe bestimmt ist. 

(2) Leistungen der Tuberkulosehilfe sind vom 
Empfänger nur dann zurückzuerstatten, wenn 
der Empfänger den Bezug durch bewußt unwahre 
Angaben oder bewußte Verschweigung--.. maß'­
gebender Tatsachen oder Verletzung der Melde­
vorschriften herbeigeführt hat. Auf die Rückfor­
derung von zu Unrecht bezogenen Beträgen kann 
bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Um­
stände, insbesondere in Berücksichtigung der Fa­
milien-, Einkommens- und Vermögensverhält­
nisse des Empfängers, verzichtet werden. Ebenso 
kann die Erstattung in Teilbeträgen bewilligt 
werden. Das Recht auf Rückforderung verjährt 
nach drei Jahren. 

(3) Hat der Bund Leistungen der Tuberkulose­
hilfe erbracht, auf die der Erkrankte einen An­
spruch gegenüber einem Träger der Sozialver­
sicherung hatte, so bestimmt sich der Ersatz­
anspruch des Bundes nach Maßgabe der sozial­
versicherungsrechtlichen Bestimmungen über die 
Beziehungen der Versicherungsträger zu den Für­
sorgeträgern. 

§ 39. (1) Die Kosten der Behandlung werden 
übernommen für: 

a) ärztliche Hilfe in dem für in der Kranken­
versicherung nach. dem ASVG Versicherte 
vorgesehenen Ausmaß; 

b) Versorgung mit den notwendigen Arznei-, 
Verband- und Heilmitteln, mit orthopädi­
schen Behelfen, Zahnersatz sowie anderen 
Hilfsmitteln der Heilbehandlung; 

c) Pflege und Behandlung in Krankenanstal­
ten, für Tuberkulosekranke geeigneten Ge­
nesungsheimen und Kuranstalten in der 
niedrigsten Pflegegebührenklasse ; 

d) Maßnahmen zur gesundheitlichen und be­
ruflichen Rehabilitation. 

(2) Die Kosten einer von der Bezirksverwal­
tungsbehörde angeordneten stationären Unter­
suchung in einer Krankenanstalt zur Feststellung, 
ob eine aktive Tuberkulose vorliegt, sind bis zur 
Höchstdauer von 21 Tagen zu übernehmen, auch 
wenn sich als Ergebnis der Untersuehung heraus­
stellt, daß eine aktive Tuberkulose (§ 37 Abs. 2) 
nicht vorliegt. 

(3) Sofern mit der Behandlung Reise- oder 
Transportkosten verbunden sind, sind diese nach 
Maßgabe der Bestimmungen des § 35 zu ersetzen; 
bei Erkrankten unter 16 Jahren' auch für eine 
Begleitperson. 

(4) Tuberkulosekranken ist auf die Dauer einer 
Anstaltspflege (Abs. 1 lir. c) ein tägliches Taschen­
geld in Höhe von 8 v. H. der täglichen Beitrags­
höchstgrundlage in der Krankenversicherung nach 
dem ASVG, gerundet auf volle Schillingbeträge 
(§ 46 Abs. 1), zu gewähren. Die Gewährung eines 
Taschengeldes entfällt, wenn der Kranke über ein 
monatliches Einkommen zumindest in der Höhe 
des Dreißigfachen des Taschengeldes während der 
Anstaltspflege verfügt. 

§ 40. (1) Ärztliche Hilfe (§ 39 Abs. 1 lit. a) 
durch praktische Ärzte und Fachärzte ist durch' 
Abschluß von Verträgen zwischen dem Bundes­
minister für Gesundheit und Umweltschutz und 
der Standesvertretung der Ärzte sicherzustellen. 

(2) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes bestehende derartige Verträge gel­
ten als Verträge im Sinne des Abs. 1. 

§ 41. (1) Die Wirtschaftshilfe umfaßt: 

a) regelmäßige Geldbeihilfen, 
b) einmalige Geldbeihilfen und Sachbeihilfen, 
c) Übernahme von 

1. Kosten für Wohnungsmiete,Nutzungs­
entgelte u. dgl., 

2. Unterhaltsleistungen, 
3. Kosten für die Schul- und Berufsausbil­

dung der Kinder des Erkrankten, soweit 
er für sie Anspruch auf Familienbeihilfe 
hat, 

4. Sonderausgaben, die infolge der durch 
die Erkrankung an Tuberkulose bewirk­
ten besonderen Lebensumstände des Er­
krankten für ihn und seine Familie ent­
stehen, wenn deren Bestreitung unbedingt 
notwendig ist, 

d) Beitrag zu den Kosten einer Bestattung 
beim Tod des Erkrankten. 
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4 837 der Beilagen 

(2) Tuberkulosekranken sind regelmäßige 
Geldbeihilfen in einem solchen Ausmaß zu ge­
währen, daß .ihnen ohne Anrechnung allfälliger 
Leistungen nach Abs. 1 lit. c ein monatliches 
Einkommen in folgender Höhe gesichert ist: 

a) für einen Kranken, der mit dem 
Ehegatten (der Ehegattin) im ge-
meinsamen Haushalt lebt ...... 3863 S, 

b) für einen Kranken, bei dem die 
Voraussetzungen nach lit. a nicht 
zutreffen, nach Vollendung des 
15. Lebensjahres. . . . . . . . . . . . . .. 2700 S, 

c) für einen Kranken vor Voll-
endung des 15. Lebensjahres .... 1008 S. 

Der Betrag nach lit. a und b erhöht sich um 
291 S für jedes Kind des Erkrankten, für welches 
er Anspruch auf Familienbeihilfe hat. 

(3) An die Stelle der in Abs. 2 genannten Be­
träge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erst­
mals ab 1. Jänner 1974, die unter Bedachtnahme 
auf § 108 i ASVG mit dem Anpassungsfaktor 
(§ 108 f ASVG) vervielfachten Beträge. 

(4) Haben beide Ehegatten Anspruch auf regel­
mäßige Geldbeihilfe, so gebührt diese jedem Ehe­
gatten in der Höhe nach Abs. 2 lit. b. 

(5) Die Einkünfte des Erkrankten und seiner 
Angehörigen sind auf die in Abs. 2 angeführten 
Beträge nach Maßgabe der Bestimmungen des 
§ 42 anzurechnen. 

(6) Einmalige Geldbeihilfen und Sachbeihilfen 
sind zur Beseitigung einer durch die Erkrankung 
an Tuberkulose verursachten Notlage im unbe­
dingt erforderlichen Ausmaß zu gewähren. 
überschreitet das Einkommen (§ 42) des Kran­
ken das Doppelte des gemäß Abs. 2 jeweils in 
Betracht kommenden Betrages, so sind einmalige 
Beihilfen nicht zu gewähren. 

(7) Leistungen nach Abs. 1 lit. c sind in einem 
solchen Ausmaß zu gewähren, daß dem Kranken 
nach Bestreitung dieser Ausgaben ein monatliches 
Einkommen in der nach Abs. 2 jeweils in Be­
tracht kommenden Höhe verbleibt. Unterhalts­
leistungen für einen geschiedenen oder nicht im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten sind 
höchstens im Ausmaß des Unterschiedes zwischen 
den in Abs. 2 lit. a und b genannten Beträgen, 
solche für ein Kind, das nicht im gemeinsamen 
Haushalt mit dem Kranken lebt, höchstens im 
Ausmaß des Betrages, um den die Leistungen ge­
mäß Abs. 2 für ein Kind zu erhöhen sind, zu 
gewähren. 

(8) Die Kosten der Bestattung sind bis zur 
Höhe des gemäß Abs. 2 jeweils in Betracht kom­
menden Betrages zu ersetzen. Soweit für die Be­
stattungskosten von dritter Seite aufzukommen 
ist, sind diese Leistungen anzurechnen. 

§ 42. (1) Einkommen im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist, soweit im folgenden nichts anderes 

bestimmt wird, die Summe sämtlicher Einkünfte 
in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich mit Ver­
lusten und vermindert um die gesetzlich geregel­
ten Abzüge. Für die Bewertung der Sachbezüge 
gilt die Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer. 
Als Einkünfte haben außer Betracht zu bleiben: 

a) die Wohnungsbeihilfen . nach dem Bundes­
gesetz BGB!. Nr. 229/1951, die Wohnbei­
hilfen nach dem Wohnbauförderungsgesetz 
1968, BGB!. Nr. 280/1967, und von den 
Ländern oder Gemeinden zur Erleichterung 
der Tragung des Mietzinsaufwandes ge­
währte Beihilfen; 

b) die Beihilfen nach den besonderen Vor­
schriften über den Familienlastenausgleich 
sowie die Beihilfen nach dem Studienförde­
rungsgesetz und dem Schülerbeihilfengesetz; 

c) Einkünfte, die wegen des besonderen kör­
perlichen Zustandes gewährt werden (Hilf­
losenzuschüsse, Blindenzulagen, Zuschüsse 
zu den Kosten für Diätverpflegung und 
dergleichen); , 

d) Bezüge aus Leistungen der allgemeinen Für­
sorge (Sozialhilfe) und der freien Wohl­
fahrtspflege; 

e) einmalige Unterstützungen der gesetzlichen 
beruflichen Vertretungen, Gewer kschafts­
und Betriebsratsunterstützungen und Gna­
denpensionen privater Dienstgeber; 

f) Sonderzahlungen (13. und 14. Monats­
bezüge); 

g) nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
1957, BGB!. Nr. 152, und dem Opferfür­
sorgegesetz, BGB!. Nr. 183/1947, gewährte 
Grund- und Elternrenten, ein Drittel der 
nach dem Heeresversorgungsgesetz, BGB!. 
Nr. 27/1964, gewährten Beschädigten- und 
Witwenrenten sowie die Elternrenten ein­
schließlich einer allfälligen Zusatzrente 
(§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw. 44 Abs . .1 
und 45 Heeresversorgungsgesetz); 

h) Bezüge auf Grund des Strafvollzugsgesetzes 
und des Bundesgesetzes über Hilfeleistungen 
an Opfer von Verbrechen. 

(2) Bei Ehegatten, die im gemeinsamen Haus­
halt leben, ist das gesamte Einkommen (Abs. 1) 
beider Ehegatten zur Gänze, bei Kranken vor 
vollendetem 15. Lebensjahr das gesamte Ein­
kommen der Eltern mit 25 v. H. zu berücksich­
tigen. Haben beide Ehegatten Anspruch auf re­
gelmäßige Gel'dbeihilfe, so ist. das Einkommen 
des anderen Ehegatten nur zur Hälfte zu berück­
sich tigen. 

(3) Auf Leistungen nach § 41 Abs. 1 lit. c sind 
die in Abs.· 1 lit. abis c genannten Einkünfte 
anzurechnen, soweit diese zur Bestreitung der 
Sonderausgaben zweckbestimmt sind. 

(4) Die Ermittlung des Einkommens aus selb­
ständiger Erwerbstätigkeit in der Land- und 
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Forstwirtschaft hat nach den Bestimmungen des I 
§ 292 Abs. 5, 6 und 10 des ASVG zu erfolgen. 
40 v. H. des so ermittelten Einkommens haben 
außer Betracht zu bleiben. 

(5) Das jährliche Einkommen aus anderer selb­
ständiger Erwerbstätigkeit ist aus dem durch den 
letzten Einkommensteuerbescheid festgestellten, 
um die Einkommensteuer verminderten steuer­
pflichtigen Einkommen zu ermitteln. 

(6) Steht das Recht zur Bewirtschaftung eines 
Betriebes auf eigene Rechnung und Gefahr nicht 
einer einzigen Person zu, so gilt das gemäß Abs. 4 
oder 5 ermittelte Einkommen nur im Verhältnis 
der Anteile am Betrieb als Einkommen. 

(7) Wenn und solange das Einkommen (Abs. 1) 
nicht nachgewiesen wird, ist es mit dem Doppel­
ten des in § 41 Abs. 2 jeweils in Betracht kom­
menden Betrages anzunehmen. 

(8) Empfänger von Geldleistungen nach § 41 
Abs. 1 lit. a und c sind verpflichtet, jede Ände­
rung des Einkommens oder der Umstände, die 
eine .Änderung in der Höhe der gewährten Be­
träge bedingen, dem Landeshauptmann binnen 
zwei Wochen nach Kenntnis anzuzeigen. -

§ 43. (1) Leistungen der Wirtschaftshilfe sind, 
sofern die Voraussetzungen für ihre Gewährung 
nicht erst in einem späteren Zeitpunkt zutreffen, 
ab dem Ersten des Monats, in welchem der An­
trag bei der Bezirksverwaltungsbehörde einge-

, langt ist, zu gewähren. 

(2) Leistungen der Wirtschaftshilfe sind mit Ab­
lauf des Monats einzustellen, in dem die Voraus­
setzungen für ihre Gewährung weggefallen sind. 
Sie sind jedoch drei Monate nach erfolgter Sta­
bilisierung der tuberkulösen Erkrankung (§ 37 
Abs. 2) weiterzugewähren, sofern die übrigen 
Voraussetzungen hiefür gegeben sind. 

(3) Haben sich die Voraussetzungen, unter 
denen die Wirtschaftshilfe gewährt wurde, geän­
dert, so ist die Leistung entsprechend den ge­
änderten Verhältnissen neu zu bemessen. Die 
Neubemessung wird mit Beginn des Monats wirk­
sam, der auf den Monit, in welchem die Ände­
rung eingetreten ist, folgt. 

c) die Wirtschaftshilfe zweckwidrig verwendet 
oder verwendet hat. 

(5) Im Falle des Abs. 4 lit. c hat der Landes­
hauptmann anstatt det Entziehung die Auszah­
lung der Wirtschaftshilfe an einen Familienange­
hörigen oder einen Dritten zu verfügen, wenn 
hiedurch der dieser Leistung innewohnende 
Zweck eher erreicht werden kann. 

(6) Eine regelmäßige Geldbeihilfe (§ 41 Abs. 1 
lit. a) ruht während der Zeit, in welcher der Er­
krankte länger als ein Monat 

a) sich außer zu Zwecken der Heilbehandlung 
im Ausland aufhält, oder 

b) sich in Strafhaft befindet oder 
c) in einer Bundesanstalt für Erziehungs­

bedürftige, einem Arbeitshaus oder einer 
ähnlichen Anstalt untergebracht ist, oder 

d) sich in Pflege einer Krankenanstalt befindet. 

(7) Hat im Falle des Abs. 6 lit. d der Erkrankte 
für unterhaltsberechtigte Familienangehörige zu 
sorgen, so ist diesen die Hälfte der dem Kranken 
gebührenden regelmäßigen Geldbeihilfe auszu­
zahlen. 

§ 44. (1) Die Wirtschaftshilfe ist nach dem Tod 
des Erkrankten noch durch drei Monate an die 
Angehörigen (Abs. 2) zu gewähren, wenn dies 
zur Verhinderung des Auftretens der Erkran­
kung bei Familienangehörigen oder zur Ver­
meidung von Härten bei der Umstellung der" 
Existenzgrundlage der Familie erforderlich ist. 

(2) Ist im Zeitpunkt des Todes des Erkrankten 
eine fällige Geldleistung noch nicht ausgezahlt, so 
sind nacheinander der Ehegatte, die leiblichen 
Kinder, der Vater, die Mutter und die Geschwister 
bezugsberechtigt, wenn sie gegenüber dem Kran­
ken im Zeitpunkt des Todes unterhaltsberechtigt 
oder unterhaltsverpflichtet waren oder mit ihm 
im gemeinsamen Haushalt lebten. Sind keine Be­
zugsberechtigten vorhanden, so ist die Geldlei­
stung nicht auszuzahlen. 

§ 45. (1) Tuberkulosehilfe ist auf Antrag des 
Erkrankten oder eines seiner Familienangehörigen 
oder von Amts wegen zu gewähren. Der Antrag 
ist bei der zuständigen Bezirksverwaltungs­
behörde einzubringen. (4) Wir:tschaftshilfe ist nicht zu gewähren und 

eine gewährte Wirtschaftshilfe ist ganz oder teil-
weise zu entziehen, wenn der Erkrankte (2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die er-

a) ein von der Bezirksverwaltungsbehörde, forderlichen Ermittlungen vorzunehmen. Die 
vom Landeshauptmann, einem Träger der Träger der Sozialversicherung und die gesetzlichen 
Sozialversicherung, einer Krankenfürsorge- Interessenvertretungen sind zur Erteilung der zur 
anstalt oder einem Landesinvalidenamt vor- Durchführung dieses Hauptstückes notwendigen 
geschlagenes zumutbares Heilverfahren ab- Auskünfte verpflichtet. 
lehnt, durch welches eine Stabilisierung der (3) Der Erkrankte bzw. sein gesetzlicher Ver­
tuberkulösen Erkrankung erwartet werden treter ist verpflichtet, der Bezirksverwaltungs­
kann; oder behörde die zur Feststellung des Anspruches auf 

b) gegen die Anordnungen der Bezirksverwal- Wirtschaftshilfe erforderlichen Unterlagen über 
tungsbehörde (§ 7) verstößt oder verstoßen I seine Einkommens- und Familienverhältnisse auf 
hat; oder Verlangen vorzulegen. Kommt er einem solchen 
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Verlangen innerhalb der ihm gesetzten Frist, die 
mit mindestens zwei Wochen festzusetzen ist, 
nicht nach, so gilt der Antrag erst zu dem Zeit­
punkt eingebracht, in dem die verlangten Unter­
lagen vorgelegt worden sind. 

(4) Der Landeshauptmann hat über die Ge­
währung, die Anderung, das Ruhen, die Entzie­
hung und die Weitergewährung der Tuberkulose­
hilfe zu entscheiden. Gegen den Bescheid des 
Landeshauptmannes ist die Berufung an den Bun­
desminister für Gesundheit und Umweltschutz 
zulässig. 

(5) Bescheide über die Zuerkennung von Lei­
stungen können gemäß § 57 Abs. 1 A VG 1950 
auch dann erlassen werden, wenn die dort ge­
nannten Voraussetzungen nicht zutreffen. 

(6) Bescheide, mit denen entgegen den Bestim­
mungen dieses Hauptstückes Tuberkulosehilfe ge­
währt wurde, leiden an einem mit Nichtigkeit be­
drohten Fehler (§ 68 Abs. A lit. d A VG 1950). 

§ 46. (1) Bei der Feststellung der gebührenden 
Geldleistungen ist der sich ergebende Betrag auf 
volle Schillingbeträge derart zu runden, daß Be­
träge unter 50 Groschen unberücksichtigt bleiben 
und solche von 50 Groschen oder darüber als ein 
voller Schilling gerechnet werden. 

(2) Die Postgebühren für die Zustellung von 
Geldleistungen der Tuberkulosehilfe sind aus Mit­
teln der Tuberkulosehilfe zu tragen. 

(3) Zu einer regelmäßigen Geldbeihilfe (§ 41 
Abs. 1 lit. a) ist im Mai und im November jedes 
Jahres eine Sonderzahlung in der Höhe der je­
weils im betreffenden Monat gebührenden Geld­
beihilfe zu leisten." 

6. Die Abs. 1 und 2 des § 47 haben zu lauten: 

,,§ 47. (1) Vom Bund sirtd zu tragen: 
a) die Kosten der in Bundesstaatlichen Unter­

suchungsanstalten gemäß den §§ 6, 26 und 
27 vorgenommenen Untersuchungen, 

b) die Kosten der Desinfektion gemäß § 33, 
einschließlich der Entschädigung für die 
dabei beschädigten oder vernichteten Ge­
genstände gemäß '§ 34, 

c) die Reisekosten gemäß § 35, 
d) die Kosten der Tuberkulosehilfe gemäß 

§§ 37 bis 44 und 46 sowie der Leistungen 
gemäß § 50 Abs. 2, 

e) die Kosten der Gesvndheitserziehung ge­
~äß § 36. 

(2) über Anspruche, die nach Abs. 1 lit.a, b 
und d erhoben werden, entscheidet der Landes­
hauptmann; über Ansprüche gemäß Abs. 1 lit. c 
entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde. " 

Artikel 11 

Leistungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes gemäß § 50 Abs. 2 des Tu­
berkulosegesetzes gewährt werden, sind mit Wirk­
samkeit von diesem Zeitpunkt um 20 v. H. zu 
erhöhen. An die Stelle dieser Beträge treten ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 
1974, die unter Bedachtnahme auf § 108 i ASVG 
mit dem Anpassungsfaktor (§ 108 f ASVG) ver­
vielfachten Beträge. 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 
1973 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz betraut. 
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